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§8
Verfahren bei Errichtung

(1) Die Errichtung der Betriebskrankenkassse bedarf der Ge­
nehmigung der nach der Errichtung zuständigen Aufsichtsbe­
hörde. Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn eine 
der in § 7 Abs. 1 genannten Voraussetzungen nicht vorliegt 
oder die Krankenkasse zum Errichtungszeitpunkt nicht 
450 Mitglieder haben wird. Die Aufsichtsbehörde gibt den be­
troffenen Ortskrankenkassen Gelegenheit, sich zu äußern.

(2) Die Errichtung bedarf der Zustimmung der Mehrheit der 
abstimmenden im Betrieb beschäftigten volljährigen Arbeit­
nehmer, die der Krankenkasse nach der Errichtung angehö­
ren oder angehören können. Die Aufsichtsbehörde oder die 
von ihr beauftragte Behörde leitet die Abstimmung. Die Ab­
stimmung ist geheim.

(3) Der Arbeitgeber hat dem Antrag auf Genehmigung der 
Errichtung eine Satzung sowie einen Vorschlag für die Beru­
fung der Organe der Selbstverwaltung beizufügen. Die Auf­
sichtsbehörde genehmigt die Satzung, beruft die Mitglieder 
der Organe und bestimmt den Zeitpunkt, an dem die Errich­
tung wirksam wird.

§9
Ausdehnung auf weitere Betriebe

Eine Betriebskrankenkasse kann auf Antrag des Arbeitge­
bers auf weitere Betriebe desselben Arbeitgebers ausgedehnt 
werden. § 7 Abs. 1 Nr. 3 und § 8 gelten entsprechend.

§10
Freiwillige Vereinigung

(1) Betriebskrankenkassen für Betriebe desselben Arbeitge­
bers können sich auf Beschluß ihrer Vertreterversammlungen 
zu einer gemeinsamen Betriebskrankenkasse vereinigen. Das 
gleiche gilt für Betriebskrankenkassen mehrerer Arbeitgeber, 
wenn die Betriebe organisatorisch und wirtschaftlich eine Ein­
heit bilden. Der Beschluß bedarf der Genehmigung der nach 
der Vereinigung zuständigen Aufsichtsbehörde.

(2) Die Aufsichtsbehörde bestimmt das Nähere.

Dritter Titel 

Innungskrankenkassen

§11
Errichtung

(1) Eine oder mehrere Handwerksinnungen können für die 
Handwerksbetriebe ihrer Mitglieder, die in die Handwerks­
rolle eingetragen sind, eine Innungskrankenkasse errichten.

(2) Eine Innungskrankenkasse darf nur errichtet werden, 
wenn

1. in den Handwerksbetrieben der Mitglieder der Hand­
werksinnung regelmäßig mindestens 450 Versicherungs­
pflichtige beschäftigt werden,

2. ihre Leistungsfähigkeit auf Dauer gesichert ist und
3. sie den Bestand oder die Leistungsfähigkeit vorhandener 

Ortskrankenkassen nicht gefährdet.

§12
Verfahren bei Errichtung

(1) Die Errichtung der Innungskrankenkasse bedarf der Ge­
nehmigung der nach der Errichtung zuständigen Aufsichtsbe­
hörde. Die Genehmigung darf nur versagt werden, wenn eine 
der in § 11 genannten Voraussetzungen nicht vorliegt oder die 
Krankenkasse zum Errichtungszeitpunkt nicht 450 Mitglieder 
haben wird. Die Aufsichtsbehörde gibt den betroffenen Orts­
krankenkassen Gelegenheit, sich zu äußern.

(2) Die Errichtung bedarf der Zustimmung der Innungsver­
sammlung sowie des Gesellenausschusses der Handwerksin­
nung.

(3) Für das Verfahren gilt § 8 Abs. 2 Satz 2 und 3 und Abs. 3 
entsprechend.

An die Stelle des Arbeitgebers tritt die Handwerksinnung.

§ 13
Ausdehnung auf weitere Handwerksinnungen

Wird eine Handwerksinnung, die allein oder gemeinsam mit 
anderen Handwerksinnungen eine Innungskrankenkasse er­
richtet hat (Trägerinnung), mit einer anderen Handwerksin­
nung vereinigt, für die keine Innungkrankenkasse besteht, so 
gehören die in den Betrieben der anderen Handwerksinnung 
versicherungspflichtig Beschäftigten der Innungskrankenkasse 
an, wenn der Gesellenausschuß der vereinigten Handwerksin­
nung zustimmt. § 11 Abs. 2 Nr. 2 und 3 sowie § 12 gelten ent­
sprechend.

§ 14
Vereinigung von Innungskrankenkassen

Innungskrankenkassen können sich auf Beschluß ihrer Ver­
treterversammlungen miteinander vereinigen. Der Beschluß 
bedarf der Genehmigung der nach der Vereinigung zuständi­
gen Aufsichtsbehörde. Das Nähere bestimmt die Aufsichtsbe­
hörde.

Vierter Titel 

See-Krankenkasse

§ 15 
Errichtung

(1) Die See-Krankenversicherung wird nach Errichtung der 
Seekasse in einer besonderen Abteilung unter dem Namen 
See-Krankenkasse durchgeführt.

(2) Die Vertreterversammlung der Seekasse erläßt für die 
See-Krankenkasse eine eigene Satzung, nach der die Organe 
der Seekasse die See-Krankenkasse verwalten. Über die Ein­
nahmen und Ausgaben der See-Krankenkasse ist eine geson­
derte Rechnung zu führen. Ihre Mittel sind getrennt zu ver­
walten. Das für die See-Krankenkasse bestimmte Vermögen 
darf nur für deren Zwecke verwendet werden.

(3) Die Versicherten der See-Krankenkasse erhalten die 
ihnen zustehenden Leistungen im Aufträge und für Rechnung 
dieser Krankenkasse von der Ortskrankenkasse des Beschäfti- 
gungs- oder Wohnorts, Soweit sie nicht durch die See-Kran­
kenkasse selbst gewährt werden. Die Satzung kann bestim­
men, daß andere Krankenkassen mit der Leistungsgewährung 
beauftragt werden. Hat die See-Krankenkasse eigene Verträge 
geschlossen, sind diese maßgebend, im übrigen gelten die Ver­
träge der beauftragten Krankenkasse. Die See-Krankenkasse 
hat der beauftragten Krankenkasse neben den Leistungsauf­
wendungen 5 Prozent dieses Betrages als Verwaltungskosten 
zu erstatten.

Fünfter Titel 

Landwirtschaftliche Krankenkasse

§ 16 
Errichtung

(1) Für die hauptberuflich selbständigen Landwirte* Forst­
wirte, Gärtner, Fluß- und Seenfischer und Imker sowie die 
mitarbeitenden Familienangehörigen kann eine Landwirt­
schaftliche Krankenkasse errichtet werden. Das Nähere über 
den Mitgliederkreis regelt die Satzung.


